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Sozialismus trieb sie in die SVP

Biografie Als Kind sezierte 
Yvette Estermann Frösche.  
In ihrem Buch nimmt sie den 
Sozialismus auseinander – und 
erklärt, weshalb sie Christoph 
Blocher glühend verehrt. 

KArI KälIn 
kari.kaelin@luzernerzeitung.ch

Sie ist die Klassenbeste. Ihre Gspänli 
in der Primarschule küren Iveta Gavla-
sova, geboren am 26. Februar 1967 in 
Kralova Pri Senci, einem 1500-Seelen-
Dorf in der Nähe der Stadt Bratislava, 
zur Klassensprecherin. Doch dann legt 
die Schulleitung ihr Veto ein. Nicht 
«systemkonform», lautet das Verdikt. Die 
kleine Iveta, heute bekannt als Luzerner 
SVP-Nationalrätin Yvette Estermann, ist 
den Behörden in der sozialistischen 
Tschechoslowakei suspekt. Wer den Re-
ligionsunterricht beim Dorfpfarrer be-
sucht und in einer Familie ohne Partei-
buch aufwächst, den sozialistischen 
Geist nicht in den eigenen vier Wänden 
einatmet, wird geschnitten. Schon als 
kleiner Knopf. Dies beschreibt sie in 
ihrer Autobiografie (siehe Hinweis).

Tränen wegen der Mathematik
Im Gymnasium fliessen Tränen, wenn 

sich die Jugendliche über scheinbar 
unlösbare Mathematikaufgaben beugt. 
Sie ist «nur» noch in den Top drei, die 
Zulassung fürs Medizinstudium, ihr 
Traum, steht auf der Kippe. Es gilt eine 
Art Numerus clausus, nur die Besten 
kommen zum Handkuss – und natürlich 
die Sprösslinge der Apparatschiks, für 
die wieder einmal Sonderregeln gelten. 
Estermann schliesst die Matura den 

Schikanen zum Trotz mit Bestnoten in 
allen Fächern ab und ergattert sich 1985 
an der Comenius-Universität einen Stu-
dienplatz in Allgemeiner Medizin. 

Das Interesse an der Materie zeich-
nete sich früh ab. Entdeckte die kleine 
Iveta auf dem Schulweg einen toten 
Frosch oder einen leblosen Spatz, se-
zierte sie die Tiere, schritt sie zur «Au-
topsie». Spielkameraden liessen kleine 
Wehwechen von ihr verarzten.

ohne Steine gegen das System
Nicht mehr zu retten ist der Sozialis-

mus. «Die Arbeitsmoral und die Moti-
vation der Menschen waren im Keller», 
schreibt Estermann in ihrem Buch. «Die 
ehrlichen und fleissigen Menschen ka-
men sich dumm vor, da überall gelogen, 
gestohlen und geschwänzt wurde.» An 
einem Novembertag im Jahr 1989 
demonstriert Studentin Iveta mit Tau-
senden Mitstreitern in Bratislava gegen 
das System. Ohne Fahne, ohne Ver-
mummung, ohne Steine. Es bersten 
keine Scheiben, keine Autos gehen in 
Flammen auf. Stattdessen ertönen Pro-
testlieder des Prager Frühlings. Ende 
November dankt die Regierung ab. Am 
1. Januar 1993 wird der neue Staat 
Slowakei gegründet. Die Selbsterfah-
rung mit dem Sozialismus erklärt, wes-
halb sich die Medizinerin später für die 
SVP begeistert. 

In Wien lernt Iveta Anfang 1993 ihren 
künftigen und 25 Jahre älteren Ehemann 
Richard kennen, wenig später zieht sie 
in die Schweiz, heiratet und eröffnet in 
der Stadt Luzern eine Praxis für klassi-
sche Homöopathie und Naturmedizin. 
Das Paar wohnt am Sonnenberg in 
Kriens, Sohn Richard ist heute 19 Jahre 
alt und Informatik-Lehrling. 

Politisch stehen die Zeichen in den 
1990er-Jahren auf Sturm. Nach dem 
Nein zum EWR ist das politische und 

wirtschaftliche Establishment wie ge-
lähmt. Ein eventueller EU-Beitritt liegt 
in der Luft. Und es beginnt der sagen-
hafte Aufstieg der SVP, Christoph Blo-
cher gibt den Takt vor. Ein Anschluss 
an Brüssel: Das kommt auch für Ester-
mann nicht in Frage. Sie wird eine 
glühende Verehrerin Blochers und fin-
det ihr politisches Zuhause bei der SVP. 
«Keine Partei setzt sich so entschlossen 
für Unabhängigkeit, Freiheit, direkte 
Demokratie, Volksrechte und Selbst-
bestimmung ein», sagt Yvette Ester-
mann. 

Mit Luftgewehr gegen Kapitalisten
Aufgewachsen in der sozialistischen 

Tschechoslowakei, in der russische Pan-
zer den Prager Frühling niederwalzten, 
in der Gymnasiasten am Luftgewehr 
ausgebildet wurden, um das Land gegen 

böse Kapitalisten zu verteidigen, will 
Estermann um jeden Preis verhindern, 
dass die Geschicke der Schweiz dereinst 
von Brüssel aus gelenkt werden. «Einmal 
in einem Satellitenstaat zu leben, ge-
nügt», sagt sie. In der Samtenen Revo-
lution habe sie für die Freiheit und 
Unabhängigkeit der Slowakei gekämpft. 
«Das hat mich geprägt und zu der Per-
son gemacht, die ich heute bin.» Mit 
Eifer geisselt Estermann die EU als 

«diktatorisches Gebilde», das mit Demo-
kratie wenig zu tun habe. Politische 
Grossraumkonstrukte sind ihr zuwider. 
Kurzum: Die SVP bildet für Estermann 
die perfekte Antithese zum real ge- und 
erlebten Sozialismus. 1999 erhält sie den 
Schweizer Pass, ein Jahr später tritt sie 
der SVP Kriens bei, 2005 wird sie in den 
Luzerner Kantonsrat gewählt, seit 2007 
politisiert Estermann als Nationalrätin. 

Symbolhafter Superpatriotismus
Natürlich wird Estermann, die jeden 

morgen um fünf Uhr aufsteht und ein 
Jahr lang an ihrer Biografie gefeilt hat, 
manchmal belächelt. Weil sie in Tracht 
im Nationalratssaal erscheint. Weil sie 
per Vorstoss verlangt, das Parlament 
solle zu Beginn der Session die Landes-
hymne singen. Weil sie das Bundeshaus 
mit Schweizer Flaggen dekorieren möch-
te. Weil sie einen symbolhaften Super-
patriotismus kultiviert, mit dem sie viel-
leicht ihre nicht-eidgenössische Her-
kunft kompensieren will. 

Solche Kritik nimmt Estermann ge-
lassen, lächelte sie gestern Morgen, als 
wir sie in ihrer Wohnung mit Blick auf 
den Pilatus besuchten, freundlich weg. 
«Selbstbewusstsein, Patriotismus und 
Stolz auf das eigene Land fehlen den 
Schweizern fast gänzlich», sagt sie. Ester-
mann findet es unglaublich, dass ihr 
Sohn Richard in der Schule zwar über 
die Biografie von Popsternchen Britney 
Spears, nicht aber den Schweizerpsalm 
Bescheid wissen musste. Sicher gebe es 
Wichtigeres als die Nationalhymne. 
«Aber das Zelebrieren der Staatssymbo-
le ist sehr wichtig für das Selbstbewusst-
sein eines Landes.»

HinweiS
Am Freitag, 11. April, 19.30 Uhr, stellt  
Yvette estermann (47) ihre Autobiografie im 
Museum im Bellpark Kriens vor.

Verdingkinder sollen finanzielle Entschädigung erhalten 
iniTiaTive nur eine Entschuldigung reiche nicht,  
findet Guido Fluri. Der Unternehmer verlangt  
einen Wiedergutmachungsfonds von  
500 Millionen Franken. 

sda. Für mindestens 20 000 Personen 
sind im 20. Jahrhundert in der Schweiz 
fürsorgerische Zwangsmassnahmen an-
geordnet worden. Manche wurden als 
Kinder an Bauernhöfe verdingt, andere 
zwangssterilisiert, für Medikamenten-
versuche missbraucht oder wegen 
Arbeitsscheu oder lasterhaften Lebens-
wandels wie Kriminelle weggesperrt. Der 
Zugang zu Gerichten blieb den Betrof-
fenen in den meisten Fällen verwehrt.

Erst 1981 wurde die Praxis der ad-
ministrativen Zwangsversorgung auf-
grund einer Gesetzesänderung gestoppt. 
«Diesen Menschen wurden jegliche 
Chancen auf Glück und auf Selbstver-

wirklichung genommen», sagte der 
Unternehmer Guido Fluri, Vater der 
Wiedergutmachungsinitiative, gestern 
vor den Medien. Die Betroffenen brauch-
ten jetzt dringend ein Zeichen der Soli-
darität. Fluri will einen 500-Millionen-
Franken-Fonds schaffen, mit dem den 
am schwersten betroffenen Opfern ge-
holfen und das ihnen zugefügte Unrecht 
abgegolten werden soll.

erste Schritte sind gemacht
Erste Schritte sind im Lauf des letzten 

Jahres unternommen worden. An einem 
Gedenkanlass bat Justizministerin Simo-
netta Sommaruga im April 2013 die 

Opfer fürsorgerischer Zwangsmassnah-
men im Namen des Bundesrats um Ent-
schuldigung. Gleichzeitig setzte sie einen 
runden Tisch ein, der eine erste Auf-
arbeitung in Angriff nehmen sollte. 

Vor wenigen Wochen hat das Parlament 
ein Gesetz verabschiedet, mit dem das 
Unrecht anerkannt wird. Auch der Zugang 
zu Akten und die historische Aufarbeitung 
sind darin geregelt, eine finanzielle Wie-
dergutmachung ist nicht vorgesehen. Das 
Risiko eines Scheiterns der Vorlage sei 
zu gross gewesen, sagte die Zürcher SP-
Nationalrätin Jacqueline Fehr. «Umso 
wichtiger ist jetzt der Druck vom Volk.»

nur SvP auf der gegnerseite
Das Initiativkomitee ist breit aufge-

stellt: Fluri konnte neben Vertretern der 
Betroffenenorganisationen Mitglieder fast 
aller Bundeshausfraktionen für das Ko-
mitee gewinnen. Abseits steht allein die 
SVP, die im Nationalrat auch gegen das 
Rehabilitierungsgesetz gestimmt hatte.

Bei 20 000 Betroffenen würde die 
Wiedergutmachung durchschnittlich 
25 000 Franken betragen. Der tatsäch-
lich ausbezahlte Betrag soll sich nach 
dem erlittenen Unrecht richten. Die 
Initiative sieht vor, dass das Geld für 
den Wiedergutmachungsfonds aus der 
Bundeskasse fliesst. Die Beteiligung der 
Kantone, von Organisationen oder der 
Kirche ist nicht ausgeschlossen, im 
Initiativtext aber nicht ausdrücklich 
vorgesehen.

Kritik am Bauernverband
Die Berner BDP-Nationalrätin Ursula 

Haller übt in dem Zusammenhang 
scharfe Kritik am Schweizerischen 
Bauernverband, der sich nicht einmal 
am Soforthilfefonds für Opfer in finan-
ziellen Notlagen beteiligen wollte. Be-
gründung: Der Bauernverband selber 
habe keine Kinder verdingt. Haller ak-
zeptiert diese «verfehlte und auch herz-
lose Geschichtsinterpretation» nicht. 

Laut dem Zuger FDP-Ständerat Joachim 
Eder sei die Initiative «nicht nur ein 
Engagement für die Opfer, sondern auch 
für unser Land selbst, das sich seiner 
eigenen Vergangenheit ohne Druck von 
aussen stellt und dadurch eigenhändig 
und gestärkt an seiner Geschichte wei-
terschreibt». Soziologe Ueli Mäder, der 
ebenfalls im Initiativkomitee sitzt, sagt 
zwar, dass Geld das Unrecht nicht wie-
der gutmachen könne. Die Betroffenen 
wollten aber auch nicht bloss mit guten 
Worten abgespeist werden.

Wissenschaftliche aufarbeitung
Neben der Entschädigung verlangt die 

Initiative eine breite wissenschaftliche 
Aufarbeitung der damaligen Behörden-
praxis. Nicht einmal die genaue Zahl 
der Betroffenen sei bekannt, sagte Mä-
der. Der Initiativtext wird voraussichtlich 
morgen im Bundesblatt publiziert. Am 
kommenden Samstag ist ein nationaler 
Sammeltag geplant. 

NachrichteN 
Reform von AHV 
hoch umstritten
vernehMLaSSung sda. Die Plä-
ne des Bundesrats zur Reform von 
AHV und beruflicher Vorsorge ha-
ben in der Vernehmlassung einen 
schweren Stand. Während Gewerk-
schaften, SP, Grüne, Grünliberale 
und CVP eine Gesamtvorlage wol-
len, treten Wirtschaftsverbände, FDP 
und BDP für eine Reform in Portio-
nen ein. Die SVP und der Gewerbe-
verband würden das Paket am liebs-
ten komplett kippen.

2013 öfter beim 
Sterben geholfen
exiT sda. Die Sterbehilfeorganisa-
tion Exit Deutschschweiz hat 2013 
459 Personen in den Tod begleitet 
– 100 mehr als 2012. Das Durch-
schnittsalter lag bei 77 Jahren. Ins-
gesamt habe Exit laut Jahresbericht 
2013 über 2000 Anfragen von Ster-
bewilligen erhalten. In 723 Fällen 
seien Abklärungen für eine Beglei-
tung beim Freitod getroffen worden 
– 18 Prozent mehr als im Vorjahr.

Die Luzerner SVP-Nationalrätin Yvette Estermann (links) hilft als kleines 
Mädchen namens Iveta Gavlasova (rechts) ihrer Grossmutter beim Gärtnern.  

 Bilder Nadia Schärli/Privatarchiv Yvette Estermann

«Ein teures und 
unnötiges Risiko» 
griPen sda. Angesichts leerer Kassen 
bei Bund, Kantonen und Gemeinden 
kommt für das Bündnis «Nein zu den 
Kampfjet-Milliarden» der Kauf von 22 
Gripen-Kampfflugzeugen nicht in Fra-
ge. Die Beschaffung kostet rund 3,1 
Milliarden Franken. Über die gesamte 
Betriebszeit würden die Jets die Steuer-
zahler aber rund 10 Milliarden Franken 
kosten, sagte Juso-Präsident Fabian 
Molina gestern vor den Medien.

Für die Gegner ist der Gripen aber 
auch ein politisches Abenteuer. Na-
tionalrätin Evi Allemann (SP, Bern) 
sieht eine Reihe von Risiken: etwa 
die Abhängigkeit von Schweden als 
Herstellerland und von den USA als 
wichtigstem Zulieferer. Zudem hätte 
die Schweiz eine hohe Anzahlung zu 
leisten für ein Flugzeug, das erst auf 
dem Papier existiert.

unnötig für 24-Stunden-Betrieb
Es sei auch falsch, dass die geplan-

te 24-Stunden-Luftraumsicherung nur 
mit neuen Kampfflugzeugen gewähr-
leistet werden könne, sagte Amanda 
Gavilanes, Sekretärin der Westschwei-
zer Gruppe für eine Schweiz ohne 
Armee (GSoA). Dafür brauche es zwölf 
Flugzeuge, vor allem aber genügend 
ausgebildetes Personal. Ein Dorn im 
Auge ist den Gegnern auch die Ein-
mischung von Saab in den Abstim-
mungskampf mit Messeauftritten, 
Plakataktionen und Beiträgen ans 
Pro-Komitee, kritisierte Allemann.

Das Volk entscheidet am 18. Mai 
über das Gripen-Fonds-Gesetz, mit 
dem die Kampfjets finanziert werden 
sollen. Das Referendum ergriffen ha-
ben die GSoA, linke Parteien und 
Organisationen und die Grünliberalen.

«Das Zelebrieren  
der Staatssymbole ist 
sehr wichtig für das 
Selbstbewusstsein 

eines Landes.»
YvEttE EStErMAnn 
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